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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, weiterhin Fortschritte auf dem Weg 

zur Vollendung des Binnenmarktes für Verkehr zu erzielen und gleichzeitig einen offenen 

und fairen Wettbewerb in den Sektoren Verkehr, Post und Fremdenverkehr 

sicherzustellen, ohne die politischen Ziele der Europäischen Union aus den Augen zu 

verlieren, wie etwa das ordnungsgemäße Funktionieren von Verkehrs- und 

Mobilitätsdienstleistungen, politische Ziele in den Bereichen öffentliche Dienstleistungen, 

sozialer Standards, Sicherheit und Umweltschutz sowie die Zielvorgaben der EU im 

Bereich der Reduzierung der CO2-Emissionen und der Abhängigkeit vom Öl; begrüßt die 

Ankündigung einer Binnenmarktakte II, durch die endlich ein einheitlicher europäischer 

Luftraum geschaffen sowie die Öffnung des Eisenbahnmarktes und die Einrichtung eines 

einheitlichen Eisenbahnraums weiter verfolgt werden sollen; 

2. ist der Meinung, dass die Kommission die Verbindungen zwischen der 

Wettbewerbspolitik und der Verkehrspolitik weiter stärken sollte, um die 

Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Verkehrssektors zu verbessern; 

3. fordert die Kommission nachdrücklich auf, proaktiver die Annäherung der 

Wettbewerbsvorschriften bei internationalen Verhandlungen zu fördern, um gleiche 

Wettbewerbsbedingungen zwischen der EU und Drittländern im Verkehrssektor 

sicherzustellen; 

4. betont, dass es für die echte Umsetzung eines europäischen Binnenmarkts und einen fairen 

Wettbewerb im Bereich Verkehr von Bedeutung ist, dass der europäische Verkehrsraum 

einheitlich entwickelt wird und die Entwicklungsunterschiede zwischen den 

Verkehrsinfrastrukturen und -systemen der Mitgliedstaaten beseitigt werden;  

5. betont, dass sich die Besteuerungsunterschiede auf den Wettbewerb zwischen den 

einzelnen Verkehrsträgern und auf den intermodalen Verkehr auswirken, und fordert die 

Kommission auf, in Bezug auf die einzelnen Verkehrsträger einen Gesamtüberblick über 

die Steuern und die unterschiedlichen Mehrwertsteuersysteme vorzulegen; 

6. ist sich der Tatsache bewusst, dass das EU-Recht zuweilen in den Mitgliedstaaten 

unzureichend umgesetzt wird; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre 

Bemühungen in dieser Hinsicht zu verstärken, und fordert die Kommission auf zu 

ermitteln, wo die Umsetzung nicht sachgemäß erfolgte und wie Rechtsvorschriften besser 

angewandt werden können, bevor sie neue Rechtsvorschriften vorschlägt; glaubt, dass 

eine ordnungsgemäße Umsetzung der Neufassung des ersten Eisenbahnpakets für mehr 

Wettbewerb im Eisenbahnmarkt von ausschlaggebender Bedeutung sein wird; 

7. betont, dass ein freier und unverfälschter Wettbewerb auf europäischer Ebene nur möglich 

ist, wenn die physischen, technischen und ordnungspolitischen Hindernisse zwischen den 

Mitgliedstaaten beseitigt werden, insbesondere durch die Entwicklung transeuropäischer 
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interoperabler und effizienter Verkehrsnetze; 

8. erinnert daran, dass für einen fairen Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern die 

Internalisierung der externen Kosten für alle Transportarten kohärent angewendet werden 

muss; 

9. begrüßt grundsätzlich die Mitteilung der Kommission über die Rechte der Benutzer aller 

Verkehrsträger, betont aber, dass es bei den einzelnen Verkehrsträgern inhärente 

Unterschiede gibt und dass bei jedem Kommissionsvorschlag zwar die bestehenden 

Fahrgastrechte gewährleistet werden müssen, aber auch ein verhältnismäßiger und 

flexibler Ansatz sichergestellt werden muss, bei dem die Unterschiede zwischen den 

Verkehrsträgern anerkannt werden; 

10. fordert die Einrichtung eines Systems zur verkehrsträgerübergreifenden Reservierung von 

Fahrausweisen und deren Verkauf um zu erreichen, dass es für die Passagiere bei der 

Planung und hinsichtlich einer effizienten Inanspruchnahme der 

verkehrsträgerübergreifenden Beförderung nicht mehr zu Schwierigkeiten kommt; 

11. fordert die entsprechenden Behörden nachdrücklich auf, angesichts des 

Luftverkehrsabkommens EU-USA die Kooperation bei der Arbeit zur Entwicklung 

vergleichbarer Regelungsansätze zu Fragen des Wettbewerbs von Bündnissen von 

Luftverkehrsgesellschaften zu intensivieren und aktiv nach Wegen zu suchen, wie die 

großen Bündnisse veranlasst werden können, im transatlantischen Markt stärker 

miteinander in Wettbewerb zu treten; 

12. erkennt die Tatsache an, dass die Kommission mit dem Vorschlag des Maßnahmenpakets 

für Flughäfen („Better Airports Package“) beabsichtigt hat, zur Entschärfung der 

Kapazitätskrise der EU beizutragen und gleichzeitig den Wettbewerb anzukurbeln; glaubt, 

dass die EU immer noch mehr Kapazitäten braucht und ihre Flughäfen aufrüsten sollte, 

um weltweit wettbewerbsfähig zu bleiben; 

13. glaubt, dass die Kommission innovative Lösungen für das lokale Problem mangelnder 

Kapazitäten auf europäischen Flughäfen erarbeiten und eine bessere Nutzung freier 

Kapazitäten auf regionalen Flughäfen insbesondere durch die Schaffung eines 

europäischen Rahmens für Multimodalität und durchgehende Fahrausweise fördern sollte; 

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die wirksame Umsetzung der 

Rechtsvorschriften über den einheitlichen europäischen Luftraum zu beschleunigen, um 

die Transparenz bei der Preisgestaltung für die Dienstleistungen zu erhöhen, wodurch die 

Kontrolle der Wettbewerbsvorschriften erleichtert und die Wettbewerbsfähigkeit und die 

Sicherheit des europäischen Knotenpunkts optimiert werden könnten, und weiterhin daran 

zu arbeiten, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Flughäfen zum Nutzen sowohl 

der Wirtschaft als auch der Fluggäste zu fördern; 

15. legt der Kommission nahe, eine auf Fakten beruhende Übersicht von Fällen vorzulegen, in 

denen Luftfahrtgesellschaften gegenüber anderen Dienstleistungserbringern durch 

Sonderbedingungen oder den mutmaßlichen Missbrauch ihrer beherrschenden Stellung 

auf bestimmten Flughäfen, insbesondere durch die Auflage der „ein-einziges-

Gepäckstück”-Regel oder anderer Beschränkungen des zulässigen Bordgepäcks, im 
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Nachteil sind;  

16. ist der Auffassung, dass gewerbliche Tätigkeiten eine wichtige Einnahmequelle für 

Flughäfen sind und dass solche aggressiven Praktiken unter Umständen einen Missbrauch 

der marktbeherrschenden Stellung eines Luftfahrtunternehmens darstellen können; 

17. fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Aspekte des „wet”-Leasing und code-

sharing in der Luftfahrtindustrie zu analysieren, um einen fairen Wettbewerb zu 

gewährleisten; 

18. fordert die Kommission nachdrücklich auf, den Handel mit sowie die Nutzung und 

Zuteilung von Zeitnischen auf europäischen Flughäfen stärker zu überwachen, um sowohl 

einen fairen Wettbewerb als auch den Schutz der regionalen Anbindung in ganz Europa zu 

gewährleisten; 

19. fordert die Kommission auf, die Maßnahmen zu überwachen, die Auswirkungen auf 

Billigfluglinien haben um sicherzustellen, dass sie keine Instrumente eines unfairen 

Wettbewerbs sind; 

20. fordert die Kommission nachdrücklich auf, bei der Arbeit an der Überarbeitung der EU-

Leitlinien für staatliche Beihilfen im Bereich Luftfahrt und Flughäfen dafür zu sorgen, 

dass es keine Wettbewerbsverzerrungen gibt und dass gleiche Wettbewerbsbedingungen 

für alle Marktteilnehmer geschaffen werden;  

21. fordert die Beseitigung von Hindernissen, die eine optimale Gestaltung des Binnenmarkts 

für den Binnenschifffahrtsverkehr verhindern, angesichts der enormen Möglichkeiten, die 

er bietet; fordert die Kommission auf, den vermehrten Einsatz moderner 

Kommunikations- und Informationstechnologien zu fördern und alle Maßnahmen zu 

ergreifen, die notwendig sind, um so rasch wie möglich ein effizientes und 

vereinheitlichtes System von Navigationsregeln auf Ebene der EU zu verwirklichen; 

22. fordert die Kommission nachdrücklich auf, bei der Vorlage eines neuen 

Gesetzgebungspakets für Häfen die Lehren aus den Erfahrungen zu ziehen, die einige 

Mitgliedstaaten mit der Privatisierung gemacht haben, und einen Ansatz zu wählen, der 

sich am Markt orientiert und dessen Schwerpunkt auf der Schaffung eines offenen 

Wettbewerbsumfelds zwischen Häfen sowie auf der Achtung der sozialen Bedingungen 

der Arbeitnehmer liegt; fordert die Kommission auf, die Möglichkeit zu prüfen, für 

finanzielle Anreize und europäische Programme vom Typ NAIADES zu sorgen, die der 

Unterstützung der lokalen und regionalen Hafenbehörden bei der Modernisierung der 

Hafeninfrastruktur und der Betreiber des Schiffsverkehrs bei der Modernisierung und 

Erneuerung der Flotte dienen; 

23. stellt fest, dass die Liberalisierung des Eisenbahnsektors in Europa weiterhin relativ 

beschränkt ist und dass diese Situation den Eisenbahnverkehr gegenüber anderen 

Verkehrsmitteln benachteiligt, insbesondere, wenn man die Probleme im Zusammenhang 

mit der Wettbewerbsfähigkeit des Eisenbahnsektors in ganz Europa berücksichtigt;  

24. fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Einrichtung des einheitlichen europäischen 

Eisenbahnraums zu vollenden, indem sichergestellt wird, dass die richtigen Bedingungen 
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herrschen, damit der Sektor für einen freien und fairen Wettbewerb geöffnet werden kann, 

einschließlich dadurch, dass es effizienten und innovativen Eisenbahngesellschaften 

ermöglicht wird, in vollem Umfang tätig zu sein, und dass es eine eindeutige Trennung 

zwischen Infrastrukturbetreibern und Eisenbahnunternehmen, starke nationale 

Regulierungsstellen und eine Harmonisierung der Personalstatuten gibt; fordert die 

Kommission auf bei der Vorbereitung der Öffnung des Marktes des innerstaatlichen 

Schienenpersonenverkehrs die unterschiedlichen Betriebsmodelle der nationalen 

Eisenbahnunternehmen zu berücksichtigen und konkrete Vorschläge zu unterbreiten, um 

den indirekten Wettbewerbsbeschränkungen durch unterschiedliche Vorschriften über die 

Sicherheit, die Interoperabilität und die Zulassung ein Ende zu setzen;  

25. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für die Öffnung des 

Schienenverkehrssektors für einen fairen Wettbewerb sowie für eine bessere Qualität der 

Dienstleistungen zu sorgen, ohne dass die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 

angetastet wird;  

26. bedauert, dass einige Mitgliedstaaten eine Pauschalsteuer für alle Unternehmen, die ihre 

nationalen Netze nutzen, eingeführt und gleichzeitig die Gewerbesteuer für ihre nationalen 

Unternehmen abgeschafft haben; ist der Auffassung, dass diese Praktiken gegen die 

Grundsätze des freien Wettbewerbs und der Nichtdiskriminierung verstoßen; fordert die 

Kommission auf, ihre Pflichten als Hüterin der Verträge zu erfüllen und die notwendigen 

Maßnahmen zu ergreifen um sicherzustellen, dass alle Unternehmen die Netze unter den 

gleichen Bedingungen nutzen können; 

27. meint, dass mehr Wettbewerb, der durch die schrittweise Öffnung des 

Güterverkehrsmarktes der EU erreicht wird, Vorteile für Verbraucher bieten kann, hat 

aber auch die Befürchtung, dass die bestehenden Rechtsvorschriften nicht immer wirksam 

angewandt werden, wogegen andere Gesetze Auswirkungen auf einige kleine und mittlere 

Güterverkehrsunternehmen haben; fordert darüber hinaus eine stärkere Berücksichtigung 

der Auswirkungen einer weiteren Öffnung nationaler Güterkraftverkehrsmärkte auf 

Unternehmen aller Größen und insbesondere die Folgen von Kabotage auf Unternehmen 

und Arbeitnehmer im Güterkraftverkehrssektor;  

28. betont, dass eine weitere Öffnung des Güterkraftverkehrsmarktes der EU nur akzeptiert 

werden kann, wenn gleiche Wettbewerbsbedingungen für Verkehrsunternehmen 

sichergestellt sind und der Schutz der Sozialgesetzgebung und der Arbeitsbedingungen 

mobiler Arbeitnehmer in allen Mitgliedstaaten gewährleistet ist; 

29. betont die Notwendigkeit, unlauteren Wettbewerb im liberalisierten 

Güterkraftverkehrssektor durch die Gewährleistung der ordnungsgemäßen Anwendung 

der Sozial-, Sicherheits- und Umweltvorschriften – unter besonderer Berücksichtigung der 

Öffnung dieses Marktes für Kabotage und der Praktiken des Dumping – zu verhindern; 

30. fordert die Kommission auf, zusammen mit den Mitgliedstaaten konkrete Vorschläge zu 

unterbreiten, um die erheblichen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bei 

Sanktionen für schwerwiegende Verstöße gegen die Sozialvorschriften im 

Güterkraftverkehr zu beseitigen und so diesen Wettbewerbsverzerrungen ein Ende zu 

setzen; 
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31. ruft die Mitgliedstaaten auf, die 3. Postrichtlinie umzusetzen; empfiehlt der Kommission, 

die sozialen Auswirkungen der Liberalisierung des Postmarktes und der Verpflichtung 

zum universellen Dienst in diesem Bereich, einschließlich der Finanzierung des 

universellen Dienstes, genau zu prüfen; 

32. fordert die Kommission unter Hinweis auf den Vertrag von Lissabon, die neuen 

konsolidierten Kompetenzen und das wirtschaftliche Potenzial des Fremdenverkehrs für 

die EU auf, eine proaktive Zusammenarbeit zwischen Fremdenverkehrsunternehmen zu 

erleichtern und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die weltweite 

Wettbewerbsfähigkeit der herausragenden Tourismusreiseziele (tourism excellence 

destinations) der EU zu sichern; fordert die Kommission auf, die Verfahren für die 

Gesetzgebungsvorschläge zu Pauschalreisen zu beschleunigen, um den angemessenen 

Wettbewerb zu gewährleisten und einen eindeutig freien Markt im europäischen 

Fremdenverkehrssektor sicherzustellen; 
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